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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, Herr Brockes. – Meine Damen 
und Herren, jetzt ist noch Herr Abgeordneter Sagel an der Reihe.

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! 
Zunächst zur Wahlrechtsänderung: Was Sie von CDU und FDP mit Ihrer 
Gesetzesänderung vorhaben, ist eine rechtlich abgesegnete Form der 
Wahlmanipulation. Die Abschaffung der Stichwahl soll Ihnen einen Vorteil bringen, 
den Sie nach bisherigen demokratischen Spielregeln so nicht haben. Das ist das, 
was Sie hier konkret vorhaben. Ich finde, das ist ein Skandal.

(Oho-Rufe von der CDU)

Ich bin aber auch gegen das, was die Grünen konkret zur Änderung des 
Wahlrechts vorgeschlagen haben, nämlich eine Sperrklausel von 2 %. Auch das 
finde ich nicht in Ordnung. Entsprechende Wahlergebnisse müssen meiner 
Meinung nach bei den Kommunalwahlen auch entsprechend berücksichtigt 
werden. – Das sind zwei Aspekte.
Wir kommen zu einem aus meiner Sicht noch drastischeren Punkt, der viele 
Menschen in Nordrhein-Westfalen betrifft. Das ist die geplante Änderung des § 107, 
denn der gefährdet die kommunalen Unternehmen in ihrer wirtschaftlichen 
Existenz, und zwar grundsätzlich.
Den neoliberalen Plattmachern mit Herrn Wolf an der Spitze wird Tür und Tor 
geöffnet. Das ist das, was Sie mit dieser Änderung hier konkret vorhaben. Gerade 
bei der Energieversorgung sind wettbewerbsfähige kommunale Unternehmen mehr 
als wichtig. Sie sichern nicht nur bezahlbare Preise für die Kundinnen und Kunden, 
sondern auch Tausende von Arbeitsplätzen und sind nach demokratischen 
Aspekten kontrolliert.
Für die mittelständische Wirtschaft sichern die kommunalen Unternehmen 
Arbeitsplätze in Handwerk und Dienstleistung.
„Privat vor Staat“: Die neoliberale Ideologie ist hier erneut die Antriebsfeder. Die 
CDU lässt sich von den Neoliberalen erneut treiben. Ich frage: Wie weit wollen Sie 
eigentlich noch gehen?
Selten habe ich so einen heftigen Aufschrei auch in Teilen der CDU erlebt. Ich 
kenne den stellvertretenden Vorsitzenden des Verbandes der kommunaler 
Unternehmen NRW und Technischen Geschäftsführer der Stadtwerke Münster, 
Dr. Norbert Ohlms, persönlich schon seit mittlerweile 20 Jahren. Ich habe selten 
erlebt, dass ein Schwarzer wie er – ich sage an dieser Stelle sehr deutlich: Er ist 
kein Neoliberaler, sondern einfach nur sehr schwarz – eine solche Brandrede 
gehalten hat wie er vor dem Landtag zur Änderung des § 107. Dieser Mann hat 
sich derart aufgeregt.
Ich weiß, dass auch viele in Ihren eigenen Reihen massive Probleme mit dieser 
Änderung haben, die Sie jetzt vorhaben. Ich weiß, auch in Ihren Reihen gibt es 
einige wie den Kollegen Weisbrich, der genau auf diesem neoliberalen Kurs ist.
Ich kann Ihnen nur sagen: Mit einer Politik für die Kommunen, für die kommunale 
Wirtschaft, für Arbeitsplätze in den Kommunen und für Bürgerinnen und Bürger hat 
diese Politik, die Sie hier machen, nichts zu tun. Sie geht voll an der Sache vorbei, 
ist kontraproduktiv und ist gegen die Kommunen gerichtet. Das ist die konkrete 
Politik, die Sie an dieser Stelle machen. Dem ist ganz deutlich eine Absage zu 



erteilen. – Danke schön.

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, Herr Sagel. – Jetzt spricht noch 
Herr Becker von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.


